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30 von 65 Stimmen im Bundesrat bringt
die SPD aktuell auf die Waage — 19 da-
von aus Koalitionsregierungen mit der
CDU. Die FDP kann, wenn es auf eine
Zustimmung des Bundesrates ankommt,
29 Stimmen blockieren — das sind kaum
weniger als die SPD. Die CDU hat Ein-
fluss auf 52 der 69 Stimmen im Bundes-
rat. Das Gewicht der SPD in den Lan-
dern war lange nicht so gering. Schroder
und seine ,Agenda 2010” gelten gemein-
hin als Ursache fiir Mitgliederverluste,
demoskopischen Sinkflug und Wahlnie-
derlagen in Landern und Kommunen.
Im Bund aber gelangen in den Wahl-
kdmpfen 2002 und 2005 dennoch bemer-
kenswerte Aufholjagden. Wahrend die
SPD insgesamt schwécher wurde, baute
die Bundesebene in der Partei ihre Stel-
lung gegentiber der mittleren Ebene der
Landes- und Bezirksverbande aus. Aus-
zehrung von unten und Zentralisierung
nach oben kennzeichnen die Strukturen
in der SPD.

Parteifinanzen

Die Parteifinanzen unterstreichen diesen
Befund. Einnahmen erzielen die Parteien

hauptsédchlich aus Beitrdgen, staatlichen
Zuwendungen, Spenden und aus Ertra-
gen ihres Vermogens. Zwischen 1997 und
2006 ist der Anteil der Beitrdge an den
Gesamteinnahmen von 56,2 Prozent auf
41,9 Prozent gesunken, der Anteil der
staatlichen Mittel von 32,0 Prozent auf
25,9 Prozent. Der Anteil der Spenden ist
stabil geblieben — sie lagen 1997 bei
7,1 Prozent und 2006 bei 7,4 Prozent. Der
Anteil der Einnahmen aus Vermogen da-
gegen ist von 2,1 Prozent auf 10,6 Prozent
gestiegen. Wahrend Beitrdge, Spenden
und die teils an Wiahlerstimmen, teils an
Beitrdge und Kleinspenden gebundenen
staatlichen Mittel mit den politischen
Konjunkturen schwanken, bleiben die
Einnahmen aus Vermdgen ganzlich un-
beeindruckt vom offentlichen Echo auf
die Politik der SPD.

Die Steigerung der Einnahmen der
SPD aus Vermodgen und unternehmeri-
scher Téatigkeit, die sich zwischen 1997
und 2006 mehr als vervierfacht haben,
kommt ausschliefflich dem Parteivor-
stand zugute. Die unterschiedliche Ent-
wicklung der Einnahmearten ldsst in der
SPD den Parteivorstand immer stiarker

Entwicklung der Gesamteinnahmen (in tausend Euro)

1997 1999 2001 2004 2006
Parteivorstand 45486 50154 55129 61408 66 806
Landesverbande 51369 53762 55327 54892 49699
Gliederungen 46 086 52559 49516 53827 50445
SPD gesamt 143 661 156475 159972 170127 166 950
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Entwicklung des Reinvermogens (in tausend Euro)

1997 1999 2001 2004 2006
Parteivorstand 76028 48641 68921 72438 84342
Landesverbande 27162 25941 21665 5595 3257
Gliederungen 62912 50966 62535 55823 60207
SPD gesamt 166102 125548 153121 133856 147 806

werden. Sein Anteil an den Gesamtein-
nahmen wéchst zwischen 1997 und 2006
von 31,7 Prozent auf 40,0 Prozent an. Die
Einnahmen der Landes- und Bezirksver-
bénde gehen auch in absoluten Zahlen
zuriick, ihr Anteil schrumpft deutlich von
35,8 Prozent auf 29,8 Prozent. Der Anteil
der Gliederungen sinkt von 32,1 Prozent
auf 30,2 Prozent (die Tabelle nennt die
Jahre ohne Sondereffekte wie etwa Bun-
destagswahlen). Bei der CDU werden
dagegen die Gliederungen stirker — ihr
Anteil an den Gesamteinnahmen steigt in
der gleichen Zeit von 44,8 Prozent auf 48,8
Prozent. Die Anteile der beiden anderen
Ebenen sinken leicht—bei den Landesver-
banden von 24,7 Prozent auf 22,3 Prozent,
beim Parteivorstand von 30,5 Prozent auf
29,0 Prozent.

Das Auf und Ab beim Reinvermdgen —
dem Uberschuss aller gebuchten Vermé-
genspositioneniiberdie Schuldpositionen
— stempelt die Landes- und Bezirksver-
bande als die grofien Verlierer des partei-
internen Wettbewerbs um die finanziellen
Ressourcen. Unter Druck ist die mittlere
Ebene auch in der CDU - ihr Anteil am
Reinvermogen der Partei sinkt zwischen
1997 und 2006 von 16,8 Prozentauf9,4 Pro-
zent. Doch bei der SPD stiirzen die Lan-
des- und Bezirksverbéande in der gleichen
Zeit von 16,4 Prozent auf 2,2 Prozent ab.
Ihnen scheint jede finanzielle Grundlage
fiir eine eigenstandige politische Arbeit
verloren gegangen. Wahrend die Gliede-
rungen sich knapp behaupten koénnen,
gelingt dem Parteivorstand ein grofier
Sprung nach vorn — von 45,8 Prozent auf
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57,1 Prozent. Er dominiert finanziell die
Partei. Ganz anders das Bild bei der CDU:
Hier geht der Anteil des Vorstands von
20,7 Prozent auf 17,0 Prozent zuriick, die
Gliederungen legen von 62,4 Prozent auf
73,6 Prozent zu.

Presse und Parteiunternehmen

Die SPD hilt als einzige deutsche Partei
Beteiligungen an Presseverlagen und
Rundfunkstationen. Diese Beteiligungen
sind unter dem Dach der ,Deutschen
Druck- und Verlagsgesellschaft GmbH"
(DDVG) zusammengefasst. Die Konzen-
trationstendenzen im deutschen Zei-
tungsmarkt haben die Medienbeteiligun-
gen der DDVG im Wettbewerb der Zei-
tungsverlagshauser Schritt fiir Schrittnach
vorn riicken lassen. Nach dem Ausschei-
den des wirtschaftlich nicht mehr eigen-
standigen Siiddeutschen Verlags ist die
DDVG auf Platz neun vorgeriickt. Be-
trachtet man nicht die Marktanteile — bei
deren Berechnung die Auflagenzahl einer
Zeitung nur entsprechend dem Kapitalan-
teil am Verlagshaus berticksichtigt wird —,
sonderndie Gesamtauflageder Zeitungen,
an denen die DDVG eine Beteiligung hilt,
erscheinen ihre publizistischen Einflus-
spotenziale deutlich gréfier: Mitrund zwei
Millionen Auflage erreicht sie dann unter
Berticksichtigung der Anfang Februar
2009 vereinbarten Ubernahme von Regio-
nalpressebeteiligungen des Springer-Ver-
lags durch die Madsack-Verlagsgruppe —
auf der Basis der vom Formatt-Institut fiir
das erste Quartal 2008 verwendeten Auf-
lagenangaben — aktuell einen Anteil von
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rund 13 Prozent an der Gesamtauflage

aller Abonnementzeitungenund damitbei

diesen fiir die Meinungsbildung wichtigen

Publikationen Platz eins.

Die SPD hat mit ihren Verlagsbeteili-
gungen in Sachsen, Niedersachsen und
Hessen eine starke, in Nordrhein-West-
falen, Thiiringen und Bayern — und kiinf-
tig auch in Schleswig-Holstein und Meck-
lenburg-Vorpommern - eine jeweils re-
gional bedeutsame Stellung. Die Zahl der
Zeitungsverlage mit SPD-Beteiligung ist
in den letzten Jahren gewachsen. Zwar
zog sich die DDVG vom Vogtland-An-
zeiger zurtick, hauptsachlich aber wurde
zugekauft. Die DDVG hélt direkt oder
indirekt Anteile an den Verlagen der
folgenden Zeitungen:

— Hannoversche Allgemeineund Neue Presse
Hannover (23,083 Prozent); beide Zei-
tungen erreichen mit vielen regionalen
Ausgabenund Titelnund ihren Schwes-
terblattern (Gottinger Tageblatt, Hildes-
heimer Allgemeine, Wolfsburger Allge-
meine, Peiner Allgemeine Zeitung, Gan-
dersheimer Kreisblatt und viele mehr)
eine Gesamtauflage von 354 800.

— Siichsische Zeitung, Dresden (40 Pro-
zent); sie erzielt mit ihren regionalen
Ausgaben und Schwesterblattern (Do-
belner Anzeiger) grofitenteils im friihe-
ren DDR-Bezirk Dresden eine Auflage
von 278200. Im gleichen Verlagshaus
erscheint die Morgenpost fiir Sachsen,
deren Ausgaben in Dresden und
Chemnitz tdglich 95000-mal verkauft
werden.

— Leipziger Volkszeitung und Dresdner
Neueste Nachrichten (11,541 Prozent —
Ubernahme von weiteren 11,541 Pro-
zent von Springer vereinbart). Die
beiden Zeitungen aus dem gleichen
Verlag haben vor allem im friiheren
DDR-Bezirk Leipzig eine starke Stel-
lung und erzielen mit regionalen Aus-
gaben, Titeln und Schwesterblidttern
(Naumburger Zeitung) eine Auflage von
226 000.

— Frankfurter Rundschau (40 Prozent); die
Frankfurter Rundschau hat in Stidhessen
eine starke Stellung und erscheint in ei-
ner Auflage von 153700. Der Einstieg
der DDVG bei dem traditionsreichen
linksliberalen Blatt war 2004 heftig um-
stritten. Die SPD-Schatzmeisterin ver-
teidigte den Zugriff als einzige Chance
zum Uberleben der Zeitung. Die SPD
erwarb damit erstmals eine Beteiligung
im Segment der , bundesweiten Quali-
tatszeitungen”.

— Ostsee-Zeitung, Rostock (Ubernahme
von 11,3 Prozent direkt und 1,3 Pro-
zent indirekt von Springer vereinbart).
Das Blatt fiir den fritheren DDR-
Kiisten-Bezirk Rostock ist im norddst-
lichen Mecklenburg-Vorpommern un-
angefochten und erreicht einschlief3-
lich regionaler Titel eine Auflage von
153 300.

— Neue Westfilische, Bielefeld (57,5 Pro-
zent); sie erreicht im Raum Ostwest-
falen-Lippe einschlieflich regionaler
Ausgaben und Titel eine Auflage von
153 300.

— Westfilische Rundschau, Dortmund (13,1
Prozent); die Rundschau erreicht im
westlichen Westfalen in Dortmund
und den umliegenden Kommunen ei-
nen auf 140000 geschétzten Anteil an
der Gesamtauflage der Blétter der
WAZ-Gruppe.

— Kieler Nachrichten, Kiel (Ubernahme
von 5,7 Prozent direkt und 1,3 Prozent
indirekt von Springer vereinbart). Das
Blatt erscheint im Raum Kiel und ver-
treibt gemeinsam mit Schwesterblét-
tern (Segeberger Zeitung) eine Auflage
von 107 600.

— Liibecker Nachrichten, Liibeck (Ubernah-
me von 11,3 Prozent direkt und 1,3 Pro-
zent indirekt von Springer vereinbart).
Die Nachrichten sind im stidostlichen
Schleswig-Holstein Marktfiihrer und
haben einschlieSlich regionaler Aus-
gaben und Titel eine Auflage von
106 000.
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— Freies Wort, Suhl, und Siidthiiringer
Zeitung, Bad Salzungen (30 Prozent);
beide Zeitungen melden gemeinsam
eine schwerpunktmaflig im fritheren
DDR-Bezirk Suhl abgesetzte Auflage
von 75700.

— Frankenpost, Hof (35 Prozent); sie er-
scheint im noérdlichen Oberfranken in
einer Auflage von 50 900.

— Nordbayerischer Kurier, Bayreuth (31,5
Prozent); das Blatt erzielt in der ober-
frankischen Bezirkshauptstadt und der
umliegenden Region eine Auflage von
38 800.

— Cellesche Zeitung (5,7 Prozent); die Zei-
tung erscheint in der Region Celle in
einer Auflage von 31 500.

— Oberhessische Presse, Marburg (11,772
Prozent); die Presse erreicht im Kreis
Marburg-Biedenkopf eine Auflage von
30300.

— ,Neue Presse”, Coburg (30 Prozent);
sie erscheint in Stadt und Landkreis
Coburg in einer Auflage von 26 700.

— Waldeckische Landeszeitung/Frankenber-
ger Zeitung (23,083 Prozent); die Zei-
tung erzieltim Kreis Waldeck-Franken-
berg eine Auflage von 24 900.

— Cuxhavener Nachrichten, Cuxhaven, und
Niederelbe Zeitung, Otterndorf (32,5 Pro-
zent); die beiden Zeitungen erscheinen
in einem 2005 fusionierten Verlag und
erreichen im Kreis Cuxhaven gemein-
sam eine Auflage von 21 300.

— Neue Gelnhiuser Zeitung (11,772 Pro-
zent); das Blatt vertreibt im Main-Kin-
zig-Kreis eine Auflage von 8200.

Viele Zeitungsverlage sind auch bei
lokalen Rundfunksendern engagiert. In-
direkt ist die DDVG so bei 27 privaten
Rundfunksendern in acht Bundesldandern
beteiligt. Beim weit iiber Rheinland-Pfalz
hinaus beliebten Sender ,RPR1“ ist die
DDVG auch direkt beteiligt (Gesamtbe-
teiligung 11,4 Prozent). Der Sender hat
eine Tagesreichweite von 1,8 Millionen
Horerinnen und Horern.

Die Strategie der Minderheitenbeteili-
gungen verbindet die SPD geschaftlich mit
grofien Verlagen. Die DDVG leistet dabei
den Partnern durchaus gute Dienste — so
hat sie 2003 fiir kurze Zeit die Frankenpost
ganziibernommen, umdem Stiddeutschen
Verlag aus einer kartellrechtlichen Klem-
me zu helfen. Die Marktanteile der DDVG-
Partner an allen Abonnementzeitungen
summieren sich nach den Daten des For-
matt-Instituts und unter Berticksichtigung
der aktuellen Eigentiimerwechsel auf
knapp 28 Prozent. Seit Neuestem sind die
drei auflagenstdrksten Regionalzeitungs-
verlage alle Partner der DDVG. Ein Part-
ner, der aus unterschiedlichen Verlags-
hiusern Informationen biindeln und in al-
len groflen Verlagshdusern als Partner
Empfehlungen aussprechen kann, diirfte
Einflussmoglichkeiten haben, die fiir eine
politische Partei bedeutsam sind.

Partnerverlage der DDV G und ihre Marktstellung bei Abonnementzeitungen

Partner 2000 Pl MA DDVG-Beteiligung MA Pl Partner2008
Verlagsgruppe Freies Wort/Franken- VerlG. Stuttgarter Zeitung/
Stiddeutsche Zeitung 6 3,3 post/Neue Presse 108 1 Siidwestpresse/Rheinpfalz
Verlagsgruppe

Frankfurter Rundschau 79 2 DuMont Schauberg
Verlagsgruppe WAZ 1 6,0 Westfalische Rundschau 7,7 3  Verlagsgruppe WAZ
Gruner + Jahr 9 3,7  Séchsische Zeitung 14 Gruner + Jahr
Springer Verlag 3 6,3 Leipziger Volkszeitung Springer Verlag

Gesamt: 21,2

27,8
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Spartenergebnisse der DDVG (in tausend Euro)

2000 2002 2004 2006
Verlag .1.100 k.A. k.A. k.A.
Druckereien .. 300 1.500 900 500
Tourismus J.1100 .1.300 . 100 0
Handel/Service .. 100 400 500 900
Medien-Btlg. 33500 17900 27600 20600

Unter dem Dach der DDVG sind
Medienbeteiligungen und Eigenbetriebe
der SPD zusammengefasst. Die Strategie
der SPD, aus dem Apparat der Partei
als eigenstandige Firmen ausgegliederte
Dienstleistungen einerseits mit profita-
blen Minderheitsbeteiligungen, anderer-
seits unter dem Dach einer gemeinsamen
Holding zu verbinden, ist einleuchtend:
Parteizeitung, Reisebiiros, Antiquariat
oder Buchfithrungsfirma kénnen im
Preiswettbewerb gut mithalten — was
auch dem Parteivorstand als GrofSkun-
den zugutekommen konnte -, wenn
deren eventuelle Verluste sich in der
Holding mit den Ertrdgen der Beteiligun-
gen steuersparend verrechnen lassen. Die
Medienbeteiligungen machen die Hol-
ding profitabel, wie der Vergleich der
Spartenergebnisse zeigt.

Trotz des namhaften Beitrags zu den
Parteifinanzen ist die Freude der SPD an
ihren Unternehmensbeteiligungen poli-
tisch nicht ungetriibt. Als besonders &r-
gerlich empfindet die SPD Fragen nach
ihrem Einfluss auf Zeitungen, die ihr zum
Teil gehoren. Die SPD bestreitet nach-
driicklich jede Einflussnahme — und be-
troffene Redaktionen bestitigen das so-
gar. Auf ihren Sonderseiten zum Einstieg
der DDVG betonte die Redaktion der
Frankfurter Rundschau: ,Es ist kein Fall be-
kannt, in dem die DDVG auch nur ver-
sucht hatte, sich in redaktionelle Belange
einzumischen.” Dieser Optimismus hielt
nicht lang: Ende August 2005 erhielt der
damalige FR-Chefredakteur Storz einen

Brief der SPD-Schatzmeisterin, die Kritik
an der Berichterstattung des Blattes zur
Linkspartei tibte und einen Text zur Ver-
offentlichung empfahl — vergeblich. Ein
knappes Jahr spéter war Storz seinen Job
los.

,Natiirlich begegnen einem ganz ge-
wissenhafte Kollegen in der Redaktion,
die einen vorauseilenden Gehorsam ha-
ben, den die Partei aber gar nicht will,
glaube ich” — so wurde die Motivations-
lage in den Redaktionen von Ex-Chef-
redakteur Timpe von der Neuen Westfiili-
schen beschrieben. Und die SPD-Schatz-
meisterin hielt fest: ,,Auch dort, wo wir
nur 30 Prozent oder 40 Prozent der An-
teile haben, kann in der Regel nichts ohne
uns passieren.” Nicht einmal das muss
iibrigens auch fiir die Gliederungen der
SPD eine gute Nachricht sein, wie sich
im Herbst 2008 in Hessen gezeigt hat:
Eine vernichtende demoskopische Be-
standsaufnahme zu den Linksbiindnis-
Planen der SPD-Landeschefin wurde aus-
gerechnet in der Frankfurter Rundschau
verdffentlicht. Und als ein Stimmenimita-
tor Frau Ypsilanti mit Miintefering-
Stimme in ein ldngeres Telefongesprach
verwickelte, war sie mit einem Radio-
sender verbunden, an dem ihre Partei
ebenfalls einen Anteil hélt.

Grundbesitz

Die SPD geht fiir ihren Grundbesitz mit
der ,Konzentration” den gleichen Weg,
auf dem sie fiir die Eigenbetriebe und
Pressebeteiligungen mit der DDVG be-
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reits am Ziel ist: den Weg der Zusam-
menfassung zu einem bundesweit ein-
heitlich gefiihrten, ausschliefilich {iber
die Bundesschatzmeisterin gesteuerten
Unternehmen. Der Liegenschaftsbesitz
der Partei in den alten Landern umfasste
Ende 1981 insgesamt 47 Obijekte. Diese
hatten zumeist schon vor 1933 der SPD
gehort, waren von der Nazi-Diktatur
enteignet und nach 1945 zuriickgegeben
worden. Nach dem Ende der DDR wur-
den fiir die SPD auch in den neuen
Landern zahlreiche Antrdge auf Restitu-
tion von Parteivermdgen gestellt, das
von Nazis und Kommunisten enteignet
worden war. Die CDU dagegen hat 1990
auf das Vermogen der ,Ost-CDU”
zugunsten der Treuhand verzichtet. Im
Rechenschaftsbericht fiir 2000 gab die
SPD die Zahl ihrer Immobilien mit — zu-
satzlich zum Willy-Brandt-Haus — bun-
desweit 71 an, fir 2001 mit 79. Dem Par-
teitag 2003 konnte Schatzmeisterin Wet-
tig-Danielmeier berichten, die Arbeiten
zur Durchsetzung der Restitutionsan-
spriiche seien weitgehend abgeschlos-
sen, 36 Grundstiicke habe die SPD zu-
riickerhalten, von denen vierzehn als
nicht sanierungsfahig verduflert worden
seien oder zum Verkauf stiinden. Im Re-
chenschaftsbericht 2002 gab die SPD
letztmals die Zahl ihrer treuhdnderisch
fur den Parteivorstand gehaltenen Im-
mobilien an, und zwar mit 88.

Aus der Geschichte der SPD heraus
und weil Parteien lange nicht als grund-
buchfédhig galten, treten Treuhdnder der
Partei als Eigentiimer auf — urspriinglich
oft lokale und regionale Funktionstrager,
spater immer Ofter juristische Personen.

Der wichtigste Treuhdnderist die ,Kon-
zentration”. Sie kiimmert sichum die ,, Ent-
wicklung und Verwaltung von Grundstii-
cken und Grundstiicksrechten”. Die histo-
rische Vielfalt rechtlich selbststindiger
Treuhandgesellschaften schrumpft Schritt
fiir Schritt. In den vergangenen zehn Jahren
wurden Grundstiicksbesitzgesellschaften
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in Bielefeld, Augsburg, Bayreuth, Regens-
burg, Wiirzburg, Berlin, Springe, Wil-
helmshaven und Wuppertal mit der , Kon-
zentration” verschmolzen oder vereinigt.
Alle diese Gesellschaften boten friiher ort-
lichen Funktionstragern der SPD Einfluss
und Gestaltungsmoglichkeiten, die jetzt
nicht mehr bestehen. Derzeit sind als Treu-
hinder fiir Grundstiicke des SPD-Partei-
vorstandsnebender , Konzentration” noch
sieben weitere Kapitalgesellschaften, drei
Personengesellschaften, drei Vereine und
zwei Treuhandbesitzgesellschaften tétig.
Entsprechende Gesellschaften bestehen in
Niirnberg, Frankfurt, Offenbach, Hanno-
ver, Dortmund, K6ln, Hagen und Herne.

Der von den lokalen und regionalen
Gliederungen der SPD nicht zu schul-
ternde Sanierungsbedarf der Immobilien
unterstiitzt den Konzentrationskurs der
,Konzentration”. Saniert wurden in den
letzten flinfzehn Jahren Gebaude in Mag-
deburg, Leipzig, Chemnitz, Bayreuth,
Coburg, Hof, Heilbronn, Krefeld, Ha-
meln, Troisdorf, Wuppertal, Regensburg,
Springe, Stralsund, Strausberg, Wiirz-
burg, Recklinghausen, Wilhelmshaven,
Gottingen und Esslingen. Grofsen Wert
legt die ,Konzentration” dabei auf den
Denkmalschutz und die Wiederbelebung
und Pflege der Tradition der Hauser.
Doch wiahrend die Tradition der Arbei-
terbewegung vielfaltig und lokal verwur-
zelt war, biindelt die ,, Konzentration” die
Traditionspflege nach einem bundesweit
weitgehend einheitlichen Konzept.

Der gemeinsame Auftritt der sozialde-
mokratischen Immobilien auf der Home-
page der ,Konzentration” unterstreicht
das. Sie présentiert mittlerweile 37 Immo-
bilien in 34 gréfleren und kleineren Stadten
in zehn Landern. Aus unwidersprochen
gebliebenen friitheren Berichten ist weite-
rer Grundbesitz der SPD in 27 Stddten be-
kannt. Insgesamt ist beim Grundbesitz der
SPD deutlich weniger fiir Transparenz ge-
sorgt als bei den Unternehmensbeteiligun-
gen. Die , Konzentration” bemiiht sich bei
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Immobilien in zentraler Lage um renom-
mierte Mieter — in Halle residiert das ,,In-
stitut fiir Wirtschaftsforschung Halle” in
einem von der , Konzentration” betreuten
Gebadude. In der Regel werden, so die SPD,
die Immobilien der Partei von ihren Glie-
derungen genutzt. Die Frage, ob diese Mie-
ter in den Genuss verbilligter Mieten kom-
men, ist nicht zuletzt fiir SPD-Verbande
von Interesse, die keine Rdume in einem
parteieigenen Gebdude nutzen. Sie ist aus
offentlich zugédnglichen Unterlagen nicht
zu beantworten. Nachweislich zu geringe
Mieten haben schon einmal zu einer
Riige durch die Bundestagsverwaltung ge-
fiihrt.

Vom Kopf wieder auf die FuBe

Den nach den Vorschriften des Bewer-
tungsgesetzes ermittelten Wert ihrer Be-
teiligungen an Unternehmen hat die SPD
in ihrem Rechenschaftsbericht fiir 2003
zum Stichtag 1. Januar 2003 mit 165 Milli-
onen Euro angegeben, den Wert ihres
Haus- und Grundvermogens mit 92 Mil-
lionen Euro. Nach den Vorschriften des
Parteiengesetzes wird die néchste ent-
sprechende Bewertung nach fiinf Jahren
zum 1. Januar 2008 erfolgen und 2010 ver-
offentlicht. Vergleicht man die nach dem
Bewertungsgesetz ermittelten Wertanga-
ben mit den Summen, die in den Spalten
,Haus- und Grundvermégen” und ,,Be-
teiligungen an Unternehmen” des ak-
tuellen Rechenschaftsberichts angegeben
sind, dann konnte die SPD ,stille Reser-
ven” in Hohe von 132 Millionen Euro
mobilisieren — tiber die allein der Partei-
vorstand verfiigt und die zu dem offiziell
ausgewiesenen Reinvermdogen des SPD-
Parteivorstands von 84 Millionen Euro
noch hinzugedacht werden miissen.
Traditionell waren die Gewichte in der
SPD ganz anders verteilt: Erfolge feierte
sie hdufiger bei Kommunal- und Land-
tagswahlen als im Bund. Noch Hans-
Jochen Vogel pries bei seinem Abschied
als SPD-Vorsitzender die ,schmucke

Riege” von sozialdemokratischen Minis-
terprasidenten, die wahrend seiner Amts-
zeit bei Landtagswahlen grofie Siege er-
rungen hatte. Die ,,schmucke Riege” hatte
sich mit Politikkonzepten bei Wahlen
durchgesetzt, die tiber den Kreis der eige-
nen Anhédngerschaft hinaus Anerken-
nung fanden. Diese Chance nutzt die SPD
in den Landern derzeit eher nicht — viele
SPD-Landeschefs fokussieren ihre Politik
weit stdrker als die Bundesebene aus-
schliefSlich auf die traditionelle sozialde-
mokratische Anhédngerschaft.

Dennoch fiihrt die Kurzschlussanalyse
in die Irre, die Probleme der SPD in den
Landern mit den handelnden Personen
zu erkldren. Die Spitzen der SPD-Landes-
verbande sind vor Aufgaben gestellt, zu
deren Bewiltigung ihnen so gut wie alle
Mittel fehlen. Die meisten Landesver-
bénde der SPD — und besonders der Lan-
desverband Nordrhein-Westfalen — sol-
len, so war im Spiegel zu lesen, bei der
Bundespartei verschuldet sein. Die lang-
jahrige Schatzmeisterin Wettig-Daniel-
meier sah das Problem und lobte ,,solida-
rische Finanzumschichtungen” von den
Gliederungen auf die Landesebene. Vor
dem Hintergrund der Finanzverteilung
in der Partei ist das ein geradezu pro-
vozierender Losungsansatz. Die prekire
Lage der mittleren SPD-Ebene schlédgt
langst auf die Personalentscheidungen
durch — an der Spitze der SPD-Lan-
desverbande bewirbt sich derzeit eher
nicht der , Fithrungsnachwuchs” der Par-
tei.

Was im Verhiltnis von Auszehrung
der Mittelebene und ,, demokratischem
Zentralismus” des Parteivorstands in der
SPD Ursache und was Wirkung ist, ist
schwer zu entschliisseln. Klar ist aber: Die
Organisationsmacht des Parteivorstands
ist kein Ersatz fiir politische Fiihrungs-
kraft. Die SPD muss die Mitte ihrer Orga-
nisation wieder stirken — selbst wenn
diese Mitte derzeit nicht fiir die Mitte
ihrer Politik steht.

Nr. 472 - Marz 2009

Seite 67



	Schaltfläche1: 


